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Killerspiele: Stand der Diskussion in der Schweiz

Mediale Gewalt
Der Berner Grossrat Roland Näf, Präsident der Vereinigung gegen mediale Ge-
walt, steht Verboten generell skeptisch gegenüber. Aber drei Gründe rechtferti-
gen für ihn dieses Vorgehen bei Killergames: die digitale Verfügbarkeit, die Wir-
kung auf die Hersteller und die Schwierigkeiten beim Jugendschutz.

Von Antoinette Mächtlinger

Gewalt-Videospiele war das Schwer-
punktthema der Buchbesprechung
von «Mega Buster» in der letzten
Nummer der UW. Wir haben aufge-
zeigt, wie das menschliche Hirn durch
den wiederholten Reiz-Reflex-Vor-
gang beeinflusst wird. Wir haben
mögliche Zusammenhänge von Ge-
walttaten in der virtuellen und der rea-
len Welt beleuchtet. Forderungen
nach einem Verbot von Gewaltspielen
wurden formuliert. Und wir haben
versprochen, in dieser Nummer über
den Stand der Dinge in der Schweiz
zu berichten.

Die gute Nachricht zuerst
Wir haben das Glück, dass eine Grup-
pe sich intensiv mit dem Thema be-
fasst: die Vereinigung gegen mediale
Gewalt VGMG, die eine sehr informa-
tive Website (www.vgmg.ch) führt.
Ihr Präsident, der Berner Grossrat Ro-
land Näf, schrieb mir am 17. Februar:

«Wir kommen mit sehr grossen
Schritten voran und es ist nur noch
eine Frage der Zeit, bis der Jugend-
schutz auf eidgenössischer und kanto-
naler Ebene massiv verschärft wird.
Im Januar nahm der Grosse Rat im
Kanton Bern meine Motion in Bezug
auf einen strafrechtlich sanktionierten
Jugendschutz an, gestern überwies die
Rechtskommission des Ständerats die
Motion für ein Verbot von Killer-
games, der Ständerat wird höchst-
wahrscheinlich nachziehen.»

Am 18. März ist das Thema im
Ständerat traktandiert. Der National-
rat hat beide Motionen verabschiedet.
In der Medienmitteilung der VGMG
vom 3. Juni 09 wird Nationalrätin Evi
Allemann zitiert: «Ich bin erfreut über
das klare Zeichen des Nationalrates
gegen mediale Gewalt. Die Ratsmehr-
heit hat den Zusammenhang zwischen
Killerspielen und Gewalthandlungen
erkannt.»

Und der Bundesrat?
«Bundesrat setzt die Freiheit zu gren-
zenloser Grausamkeit am Bildschirm
über die Sicherheit der Menschen.»
So der Titel des Berichts an die Me-
dienschaffenden vom 25. 5. 09. Die
VGMG schreibt, sie sei enttäuscht
und verärgert, dass der Bundesrat die
Regulierung der Game-Branche über-
lasse, obwohl er in seinem Bericht
festhalte: «Der Konsum von Gewalt-
darstellungen in Medien und die Nut-
zung von gewalttätigen Video- und
Computerspielen kann bei Jugendli-
chen, die bereits aufgrund anderer
Risikofaktoren zu gewalttätigem Ver-
halten neigen, eine verstärkende Wir-
kung zeigen.» Gleichzeitig aber
rühmt der Bundesrat die grossen An-
strengungen der Branchenverbände
und deren Selbstregulierungsverein-
barungen: «Der Bundesrat begrüsst
die Initiativen der Branchen und ist
der Meinung, dass dieser Weg grund-
sätzlich weiter zu verfolgen ist. Er
lehnt deshalb eine nationale Gesetz-
gebung zum Kinder- und Jugend-
medienschutz (...) ab.» Über die Wirk-
samkeit der «Selbstregulierung» ha-
ben wir in der letzten Nummer der
UW berichtet. Es sei hier nur noch
einmal auf den Milliardenumsatz der
Branche hingewiesen.

Gesetzesartikel besteht!?
Art. 135 StGB verbietet Herstellung,
Einfuhr, Lagerung, Anpreisung usw.
von Aufnahmen grausamer Gewalttä-
tigkeiten, aber zugleich erschweren
unklare Formulierungen die Anwen-

dung. Das wurde klar, als Roland Näf
das erste Strafverfahren gegen den
Verkauf eines Killerspiels («Strangle-
hold») in der Schweiz erzwang: «Ob-
schon die Spieler (es gibt kaum Frau-
en) ständig höchst grausame Gewalt
anwenden müssen, um zum Ziel zu
kommen, stand die zuständige Ge-
richtspräsidentin vor einer unlösbaren
Aufgabe. Der ‹Gummi› in den Formu-
lierungen von Art. 135 verunmöglich-
te eine Verurteilung.»

Wie könnte der Artikel griffiger
formuliert werden? «Verbot der Her-
stellung, des Anpreisens, der Einfuhr,
des Verkaufs und der Weitergabe von
Spielprogrammen, in denen grausame
Gewalttätigkeiten gegen Menschen
und menschenähnliche Wesen zum
Spielerfolg beitragen.»

«Zum Spielerfolg beitragen» – das
ist der springende Punkt!

Kinder und Jugendliche
schützen
Die zweite Motion fordert die Durch-
setzung des Kindes- und Jugend-
schutzes:

«Die Eidgenossenschaft setzt mit
einer nationalen, branchenunabhängi-
gen Zertifizierungsstelle sowie ge-
setzlichen Grundlagen einen ein-
heitlichen und starken Schutz der
Kinder und Jugendlichen vor media-
ler Gewalt durch.»

Was bringen schon Verbote?
Diese Frage stellt sich immer wieder.
Sie wird von der VGMG auch immer
wieder aufgegriffen. Dazu Motionär
Roland Näf :

«Selten lasse ich mich vom Sinn ei-
nes Verbotes überzeugen. Aber drei
Gründe rechtfertigen dieses Vorgehen
bei Killergames: die digitale Verfüg-
barkeit, die Wirkung auf die Herstel-
ler und die Schwierigkeiten beim Ju-
gendschutz.

Wie bei Kinderpornographie wird
es nicht gelingen, Killergames voll-
ständig von den Bildschirmen zu ver-
bannen. Aber Hersteller von solchen
Produkten sind auf den Massenver-
kauf angewiesen, sonst lohnen sich
die riesigen Investitionen nicht.
(Stranglehold 35 Mio). Wir können
davon ausgehen, dass ein Verbot  die
Firmen zum Produktionsverzicht
zwingt, vor allem weil einige Länder
wie Deutschland im Kampf gegen
mediale Gewalt bereits restriktiver als
die Schweiz sind. Auch wegen der di-
gitalen Verfügbarkeit von Software
kann Kindern und Jugendlichen der
Zugang zur virtuellen Gewalt kaum
verwehrt werden. Altersbeschränkun-
gen wie PEGI empfinden viele Schü-
ler als Witz oder zusätzlichen Anreiz.
Zwar ist Aufklärung wichtig, aber sie
genügt nicht. Im Gespräch mit Eltern
stelle ich immer wieder fest, dass sie
überfordert sind und keine Ahnung
haben, was ihre Jungs spielen.»

Soweit ein Auszug aus der Website
zum Stand der Dinge bei Redaktions-
schluss. Auf dieser Website gibt es
übrigens noch viel Interessantes zu
entdecken. Zum Beispiel 12 Antwor-
ten auf Fragen von Gamern. Oder Zi-
tate aus der Anklageschrift der Staats-
anwaltschaft Schwyz im Tötungs-
delikt von Ried-Muotathal.

Ein weiterer Lesetipp
«Gewalt in den Medien: Was sagt die
Forschung?» Das ist Thema eines Po-
diumsgesprächs, das von den Heraus-
gebern von «Mega Buster» organi-
siert wurde und in der neusten Num-
mer der Friedenszeitung friZ 4/09 do-
kumentiert ist.

70 Prozent der Bevölkerung lehnen Bundeswehreinsatz ab

Deutsche raus aus Afghanistan

Kundgebung gegen die Aufstockung der deutschen Truppen in Afghanistan vom September 2008. Foto ND/dpa/grimm

Am 26. Februar 2010 hat der deutsche Bundestag nicht nur eine weitere Verlän-
gerung des Einsatzes in Afghanistan beschlossen, sondern auch die Entsendung
weiterer 850 Soldaten. Die Proteste gegen den Kriegseinsatz in den vergang-
enen Monaten verdeutlichten, dass dieses Votum eindeutig gegen den Willen ei-
ner Bevölkerungsmehrheit erfolgte. Ein Bericht aus Fulda.

Von Gerhard Feldbauer

Deutsche Soldaten führen wieder
weltweit Krieg. In vorderster Linie in
Afghanistan. Deutsche Soldaten fal-
len wieder, im Krieg um den Anteil
des deutschen Kapitals an der Welt-
herrschaft, um Einflusssphären und
Rohstoffressourcen. Laut Artikel 65a
des Grundgesetzes geht mit der Ver-
kündung des Verteidigungsfalles die
Befehls- und Kommandogewalt vom
Verteidigungsminister auf den Bun-
deskanzler über. Nachdem schon der
einstige Verteidigungsminister Struck
verkündete, die Bundesrepublik wer-
de am Hindukusch verteidigt, ist
Bundeskanzlerin Merkel heute logi-
scherweise Oberbefehlshaberin. Sie
schickt deutsche Soldaten in den Tod,
sie verantwortet kriegsverbrecheri-
sche Befehle wie den des Obersten
Klein im September 2009 in Kundus,
der das Leben von 137 Zivilisten,
darunter Frauen und Kindern, ver-
nichtete.

Gegen den Volkswillen
Am 26. Februar 2010 hat der deutsche
Bundestag nicht nur eine weitere Ver-
längerung des Einsatzes in Afghanis-
tan beschlossen, sondern auch die
Entsendung weiterer 850 Soldaten.
Das deutsche Kontingent steigt von
4 500 auf 5 350 Mann. Seit der An-
kunft von Vorauskommandos im
Herbst 2001 und der Entsendung von
1 400 Soldaten 2002 erhöht sich die
Stärke des Bundeswehrverbandes in
Afghanistan jetzt auf fast das Vierfa-
che. Nach Frankreich und Grossbri-
tannien stellt die Bundesrepublik die
meisten Soldaten für die ISAF-Trup-
pe (International Security Assistence
Force). Auch regierungsseitig muss
inzwischen eingeräumt werden, dass
die Bundeswehr in Afghanistan sich
im Kriegseinsatz befindet.

Die Proteste gegen den Kriegsein-
satz in den vergangenen Monaten
verdeutlichten, dass dieses Votum
zweifelsohne gegen den Willen einer
Bevölkerungsmehrheit erfolgte. Laut
Umfragen lehnen inzwischen um die
70 Prozent der Deutschen den Bun-
deswehreinsatz ab. Die vielfältigen
Protestaktion erfassen bundesweit
breite Bevölkerungsschichten. Her-
ausragende überregionale Aktionen
sind der Kasseler Friedensratschlag
und das Darmstädter Signal. In letzt-
genanntem Forum sind ehemalige und
aktive Offiziere und Unteroffiziere
der Bundeswehr engagiert, darunter
der inzwischen in den Ruhestand ver-
setzte Oberstleutnant Jürgen Rose. Er

lehnte 2007 jede Dienstausübung ab,
die der Unterstützung der «Operation
Enduring Freedoom» in Afghanistan
dient, da er diese völkerrechts-,
grundgesetz- und völkerstrafrechts-
widrig sieht. Der international ange-
sehene Publizist (400 Beiträge) bringt
gerade ein neues Buch heraus: «Ernst-
fall Angriffskrieg. Frieden schaffen
mit aller Gewalt?» (Verlag Ossietzky
GmbH, Hannover).

Gewerkschaften
initiieren Erklärung
Zu einer bundesweiten Protestkam-
pagne gestaltete sich eine vom Kreis-
vorstand Fulda des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes initiierte Erklä-
rung. Anlass war, dass ein Soldat aus
der Stadt Opfer des Kriegseinsatzes in
Afghanistan wurde. Bereits 2004 war
eine aus Fulda stammende Soldatin
mit deutscher und später US-ameri-
kanischer Staatsangehörigkeit als Ser-
geant einer US-Transportkompanie in
Irak ums Leben gekommen. Die
34jährige alleinstehende Mutter einer
zehnjährigen Tochter hatte keine
Zurückstellung vom Kriegseinsatz er-
halten. Beide Fälle haben die Öffent-
lichkeit in der hessischen Stadt und
Umgebung sensibilisiert. Es formier-
te sich ein breites Bündnis von
Kriegsgegnern, das nach bekannt wer-
den des Luftangriffs bei Kundus zu-
sätzlichen Auftrieb erhielt.

In der Fuldaer Erklärung hiess es:
«Wir sind bestürzt über die steigende
Zahl der Opfer, die der Krieg in Af-
ghanistan fordert. Junge Menschen
werden in den Krieg geschickt, Töten
und Sterben von den verantwortlichen
Politikern billigend in Kauf genom-
men.» Statt weiterer Aufstockung der
Kontingente wurde der sofortige Ab-
zug der Bundeswehr, die sofortige
Einstellung aller Waffenlieferungen,
keine logistische Unterstützung des

Krieges, dafür die Bereitstellung von
Mitteln für den zivilen Wiederaufbau
gefordert.

Breite Unterstützung
Zu den Erstunterzeichnern gehörten
die hessischen Mitglieder des Bun-
destages sowie Landtagsabgeordnete
Hessens und Thüringens und weitere
Funktionäre der Partei Die Linke,
Funktionäre der SPD und von Bünd-
nis 90/Grüne, regionale DGB-Vorsit-
zende, Betriebsräte und ein breiter
Kreis gesellschaftlicher Kräfte von
Hochschullehrern, Ärzten und Schau-
spielern bis zu Persönlichkeiten der
Kirchen, christlicher Organisationen/
Institutionen (Pax Christi, der Bistü-
mer, Ordenleute) der Freidenker, von
Friedensforen, aber auch Freunde und
Bekannte von ums Leben gekomme-
nen Bundeswehrangehörigen sowie
von Vereinigungen von Berufssol-
daten. Der Vorsitzende des Reser-
vistenverbandes von Haimbach/
Fulda, Wilfried Rützel, prangerte «die
Opfer, die der Afghanistaneinsatz bei
der Bundeswehr bislang gefordert»
hat, an, verwies auf den Soldaten-Eid
und das Grundgesetz und fragte, «ob
solche Bundeswehreinsätze gerecht-
fertigt seien?». In der Garnison von
Bad Salzungen in Thüringen (ein seit
1990 neues Bundesland) unterzeich-
neten Soldaten die Erklärung.

Höhepunkt der bisherigen Proteste
waren Aktionen von Delegierten der
Friedensgruppen aus ganz Deutsch-
land am 20. Februar 2010 am Zen-
trum der Entscheidungen, dem
Reichstag in Berlin. Lokale, regiona-
le, gewerkschaftliche und christliche
Organisationen verdeutlichten an-
schaulich das breite Spektrum der in
allen Bevölkerungsschichten veran-
kerten Friedenskräfte und ihre Ent-
schlossenheit, den Widerstand zu ver-
stärken. Sie konzentrieren sich jetzt
darauf, ihre Aktionen vor Ort zu koor-
dinieren, um möglichst viele Kriegs-
gegner zu den diesjährigen Ostermär-
schen zu mobilisieren.

(Zur Fuldaer Erklärung siehe www.
kreisverband-fulda.dgb.de)

Besuchen Sie uns im Internet:
www.friedensbewegung.ch


